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'REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 

1010 Wien, den .......... ~.J. .. ~ ..... f.§l:>r:u.a:r .............. 19 8) 
Stubcnrinc 1 
T elcphoD 75 00 

Zl. 30.037/55- V/2/l983 

231.2 lAS 

1983 -02- 23 
zu .l3 1(, IJ 

Auskunft _ 

Klappe Durchwihl 

B E A N T W 0 R TUN G 

der Anfrage der Abgeordneten Wimmersberger und Genossen 
betreffend Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz Nr.2376/J 

Zu den Anfragen: 

1. Wie beurteilen Sie die Kürzung des Zusatzurlaubes 
nach dem Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz von 6 auf 

5 Werktage durch die Persona1abteilung der VOEST­
i1.1pine? 

2. Wie beurteilen Sie die ebenfalls von der Personalab­
teilung der VOEST-Alpine nicht vorgenommene Anrech­
nung von Arbeitsunterbrechungen durch Krankheit oder 
Uriaub als Nachtschichtmonate im Zusammenhang mit 
dem Sonderruhegeld? 

3. Was werden Sie unternehmen, um die Einhaltung der 
Vorschriften des Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetzes 
auch in der VOEST-Alpine sicherzustellen? 

Zu 1: 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Urlaubsgesetzes, BGB1. Nr. 390/1976, 
ist das Urlaubsausmaß in Werktagen zu bemessen. Daher hat 
auch der durch Artikel 11 des Nachtschicht-Schwerarbeits­
gesetzes in das Urlaubsgesetz eingefUgte § 10a den Zu­
satzurlaub für Nachtscnic~t-Sch~erarbeit in Werktagen 
ausgedrUckt. Unter Werktagen sind Wochentage von Montag 
bis einschließlich Samstag mit Ausnahme der in dieseQ 
Zeitraum fallenden gesetzlichen Feiertagen zu verstehen. 

- 2 -

2322/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



.. 

- ? -

Die Anrechnung von Werktagen~ an denen im Betrieb nicht 

gearbeitet wird (z.B. Samstage bei 5-Tage-Wochel,auf den 

Ur1aubsanspruch ist in der arDeitsrechtlichen Literatur 

unbestritten. Daher ist umgekehrt dann, wenn ein Feiertag 

auf einen sonst arbeitsfreien Werktag fällt, ein zusätz­

licher Urlaubstag zu gewähre~. Jurch die Berechnung des 

Urlaubsausmaßes in Werkt~gen SQ;l eine Gleichbehandlung 

aller Arbeitnehmer - unabhängig von ihrer individuellen 

Arbeitszeit - gewährleistet werden. Ob die VOEST-Alpine 

diese Grundsätze einhält oder ~enerell oder in Einzel­

fällen dagegen verstößt, kann ich nicht beurteilen. Aus 

der BegrUndung der Anfrage ist dies nicht zu entnehmen. 

Im Ubrigen wird zu diesem Prob'2m bemerkt, daß der Kollek­

tivvertrag über den ZusatzurlaJ2 fUr Dreischichtarbeit 
in der Sauwirtschaft für gaua~~~iter in bestimmten Tätig­

keiten einen Zusatzurlaub von 5 Werktagen pro Anwartschafts­

periode vorsieht, wenn diese B3~arbeiter in der Anwart­

schaftsperiode mindestens 23 An'~artschaftswochen in Drei­

schichtarbeit t~tig waren. Werden innerhalb einer Anwart­

schaftsperiode weniger al~ 23 Anwartschaftswochen in 

Dreischichtarbeit ge1eistet, so gebührt dem Arbeitnehmer 

innerhalb der Anwartschaftsperisde jeweils für 4 erworbene 

Dreischichtarbeitswochen ein Z~satzurlaub von einem Werk­

tag. In Verbindung mit der kollektivvertraglichen Bestimmung, 

wonach dieser Zusatzurlaub im un~ittelbaren Anschluß an 

den Urlaub gemäß § 4 Bauarbeit2r-Urlaubsgesetz zu konsu­

mieren ist, ergibt sich, daß ein Zusatzurlaub bis zu 5 

Werktagen ident ist mit einem Jrlaub von 5 Arbeitstagen 

und damit bezüglich der freienfJge einem Zusatzurlaub 

von 6 Werktagen in Betrieben ~i~ 5-Tage-Woche gleicht. 
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Zu 2: 
Nachtschichtarbeit leistet ein in der Pensionsversicherung 

nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, 8GB1. 
Nr. 189/1955, pflichtversicherter Dienstnehmer, der in 
einem Nachtschichtbetrieb nach dem Schichtplan innerhalb . . 

eines Kalendermonats an mindestens sechs Schichtarbeits­
tagen in der Zeit zwischen 22 und 6 Uhr mindestens 6 Stun­
den arbeitet (Nachtschichtmcnat). Schichtarbeitstag ist 

der Zeitraum vom Beginn der ersten Schicht eines Kalender­
tages bis zum Ende der letzten Schicht, die an diesem 
Kalende~tag begonnen hat. Arbeitet der Dienstnehmer nach 

dem Schichtplan innerhalb eines Kalendermonates an weniger 
als 6 Schichtarbeitstagen in der Zeit zwischen 22 Uhr 
und 6 Uhr mindestens 6 Stunden, gilt dieser Kalendermonat 

als Nachtschichtmonat, wenn der Dienstnehmer nach dem 
Schichtplan in diesem Kalendermonat und in dem unmittel­
bar vorangegangenen Kalendermonat wenigstens an 12 Schicht­
arbeitstagen bzw. in diesem Kalendermonat und in den zwei 

unmittelbar vorangegangenen Kalendermonaten wenigstens 
an 18 Schichtarbeitstagen in der Zeit zwischen 22 Uhr 
und 6 Uhr mindestens 6 Stunden gearbeitet hat. Arbeits­
unterbrechunge~ bleiben hiebei außer Betracht, ~oJange 

die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung weit2~­
besteht. 

Den Anfragestellern" ist daher bei:uofl1chten. ~~ß Arbeits-
I ' 

unterbrechungen (wegen Krankheit oder Urlaub), die keine 
Beendigung der Pflichtversicherung nach sich gezogen 
haben, unberUcksichtigt zu bleiben haben. Bei derartigen 

Arbeitnehmer Nachtschichtarbeit verrichtet hätte, wenn 
die A~beitsunterbrechung nicht eingetreten wäre. Trifft 
dies zu, so ist auch ein Monat als Nachtschichtmonat 
zu zählen, in dem wegen Krankheit oder Urlaub Uberhaupt 
n~cht gearbaitet worden ist. 
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Zu 3: 
. Die Entscheidung von Streitigkeiten zwische~ Arbeitgebern 

und Arbeitnehmern Uber das Urlaubsausmaß und den Urlaubs­
verbrauch ist nach der Bundesverfassung ausschließlich 
Sache der Arbeitsgerichte. Der Bundesminister für soziale 
Verwaltung ist zur Entscheidung dieser Streitigkeiten 
nicht zuständig. Es fehlt mir daher sowohl von der vcr­
fassungsrechtlichen Zuständigkeit wie auch von der Kompe­

tenzverteilung innerhalb der Bundesministerien die Möglich­
keit, Schritte zu unternehmen,um einzelne Arbeitgeber zur 
Einhaltung der Vorschriften des Urlaubsgesetzes zu zwingen, 
selbst wenn sich im Einzelfall herausstellen sollte! daß 

gegen diese gesetzlichen Bestimmungen verstoßen wurde. 

Auf die von den Anfragestellern aufgezeigte VorgangSWeise 
der VOEST-Alpine bei der Feststellung von Monaten als 

Nachtschichtmonat steht dem Bundes~inister fUr ~oziale 

Verwaltung eine direkte Einflußnahme nicht zu. 

Streitgkeiten über das Vorliegen von Nachtschicht-Schwer­
arbeit bzw. deren Beginn und Ende gelten als Verwaltungs­
sach~ im Sinne des § 409 ASVG. Es sind daher zunächst 
die Krankenkassen für die Feststellung zuständig, o~ 

die Voraussetzungen der Nachtschicht-Schwerarbeit vor­
liegen. Bescheide der Krankenkassan können von Dienst­
nehmern und Dienstg~bern binnen einern Monat nach der 
Zustellung durch Einspruch an den zuständigen Lanrleshaupt­
mann angefochten werden. Gegen den Bes~heid des Landes­
hauptmannes steht, soweit er das Vorliegen der Voraussetzun­
gen für die Nachtschicht-Schwerarbeit sowie deren Beginn 
und Ende betrifft, die Berufung an den Bundesminister 
für soziale Verwaltung zu. 

Der 

,~ 
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